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A. Problem 

Ziel des Gesetzentwurfs ist vorzugsweise die Verbesserung 
der Vorschriften für die Wahl der Organmitglieder. Hiermit 
werden zahlreiche einzelne Änderungen des Selbstverwaltungs-
rechts verbunden, die seiner Fortentwicklung dienen. 

B. Lösung 

Die vorgeschlagenen Änderungen des Wahlverfahrens erleich-
tern den Versicherten die Stimmabgabe und den Versicherungs-
trägern sowie den Versicherungsbehörden die Durchführung 
der Wahlen, insbesondere durch die Einrichtung von betrieb-
lichen Wahlräumen in einer vergrößerten Zahl von Betrieben 
unter Verzicht auf betriebliche Wahlräume in Betrieben mit 
einem nur kleinen Preis von wahlberechtigten Betriebsange-
hörigen und die generelle Einführung des Rechts auf Briefwahl  

ohne vorherige Anforderung der Briefwahlunterlagen. 

Die Änderungen, die nicht das Wahlverfahren betreffen, 
verstärken insbesondere das Recht der Versicherungsgemein-
schaften, ihren Versicherungsträger im Rahmen des Rechts 
in eigener Verantwortung selbst zu verwalten, und verbessern 
die Stellung der Organmitglieder sowie die Funktionsfähigkeit 
der Versicherungsträger. 

Einstimmiger Ausschußbeschluß. 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die Kosten werden für alle Versicherungsträger etwa drei 
Millionen Deutsche Mark nicht übersteigen; die Auswirkung 
auf die Haushalte des Bundes und der Länder ist geringfügig. 
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A. Bericht des Abgeordneten Glombig 

I. Allgemeines 

1. 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung 
des Selbstverwaltungsrechts und zur Vereinfachung 
des Wahlverfahrens (Achtes Gesetz zur Änderung 
des Selbstverwaltungsgesetzes) ist dem Präsidenten 
des Deutschen Bundestages am 6. März 1973 durch 
e n Bundeskanzler zugeleitet worden. Der Gesetz-
entwurf wurde in der 21. Sitzung des Bundestages 
am 16. März 1973 in erster Lesung ohne Aussprache 
an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zur 
federführenden Beratung und an den Haushalts-
ausschuß nach § 96 der Geschäftsordnung über-
wiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat sich mit Schreiben vom 16. Mai 1973 
zu dem Gesetzentwurf gutachtlich geäußert und ihm 
mit einer Maßgabe zu Artikel 1 Nr. 5 und 13 Buch-
stabe b, auf die in Abschnitt II eingegangen wird, 
grundsätzlich zugestimmt. 

Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht nach 
§ 96 der Geschäftsordnung gesondert erstatten. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
den Gesetzentwurf in seinen Sitzungen am 21. März 
sowie 16. und 24. Mai 1973 beraten und die dem 
Bundestag zur Annahme empfohlene Gesetzesfas-
sung einstimmig angenommen. 

2. 

Der Gesetzentwurf soll vor allem der Vereinfachung 
des Wahlverfahrens dienen. Daneben enthält er 
Änderungen des Selbstverwaltungsrechts, die seine 
Weiterentwicklung zum Ziel haben. Der Ausschuß 
begrüßt diese Vorschläge; er ist jedoch einmütig 
der Auffassung, daß das Selbstverwaltungsrecht in 
absehbarer Zeit einer grundsätzlichen Überprüfung 
und gegebenenfalls einer Neuordnung bedarf. Der 
Ausschuß hat daher dem interfraktionellen Ent-
schließungsantrag unter B II einstimmig zuge-
stimmt. 

Im Hinblick auf die notwendige generelle Überprü-
fung des Selbstverwaltungsrechts, die auch das 
Dienstrecht der Bediensteten der Sozialversiche-
rungsträger einschließen soll — vgl. insoweit Num-
mer 5 der Entschließung —, hat der Ausschuß im all-
gemeinen davon abgesehen, sachliche Änderungen 
des für die Geschäftsführer und die Mitglieder der 
Geschäftsführungen geltenden Dienstrechts vorzu-
nehmen. Hiervon wurde nur abgewichen, soweit das 
nach allgemeiner Auffassung der Stärkung der 
Selbstverwaltung der Sozialversicherungsträger die-
nen kann; hierauf wird bei den jeweiligen Vor-
schriften näher eingegangen. 

Soweit der Ausschuß keine Änderungen beschlos-
sen hat, wird auf die Begründung zum Regierungs-
entwurf und auf die Gegenäußerung der Bundes-
regierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
verwiesen. 

II. Die Vorschriften im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Nummer 3 

Buchstabe b 

Ein Antrag aus der Mitte der Fraktion der CDU/ 
CSU, den Buchstaben b entsprechend der Stellung-
nahme des Bundesrates zu streichen, wurde abge-
lehnt. Die Mehrheit des Ausschusses stimmte dage-
gen der Regierungsvorlage zu, die Wahl von Be-
auftragten der Organisationen auch in der gesetz-
lichen Krankenversicherung zuzulassen. Durch die 
vorgesehene Änderung soll einheitliches Recht für 
alle Sozialversicherungsträger geschaffen werden. 
Vor allem auch bei kleineren Krankenversicherungs-
trägern wird damit sichergestellt, daß sachkundige 
Personen in ausreichender Zahl zur Wahl als Organ-
mitglieder vorgeschlagen werden können. 

Die bereits nach derzeitigem Recht (§ 3 Abs. 4 Satz 2 
SVwG) vorgesehene Begrenzung der Gesamtzahl 
der Organmitglieder, die zu den „Beauftragten" ge-
hören, auf ein Drittel der Zahl der Mitglieder der 
Organe stellt sicher, daß ein angemessenes Verhält-
nis zwischen Organmitgliedern, die selbst versichert 
sind oder Versicherte beschäftigen, und solchen Or-
ganmitgliedern, die diese Voraussetzung nicht er-
füllen, gewahrt bleibt. Die unter bb vorgesehene 
Ergänzung des Absatzes 4 Satz 1 gewährleistet 
außerdem, daß die enge Verbundenheit, die ein Or-
ganmitglied zu dem Versicherungsträger gewinnt, 
für den er ehrenamtlich tätig ist, nicht durch die Mit-
gliedschaft in den Organen mehrerer Krankenver-
sicherungsträger gestört wird. 

Im übrigen wird auf die Begründung des Regie-
rungsentwurfs und die Gegenäußerung der Bundes-
regierung zur Stellungnahme des Bundesrats Bezug 
genommen. 

Nummer 5 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat dahin gehend Stellung genommen, daß 
der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung nur dann 
auf eine Ergänzung des Gesetzes durch die §§ 4 a 
und 12 — vgl. insoweit Nummer 13 Buchstabe b — 
verzichtet, wenn bis zum Abschluß seiner Beratun-
gen in allen landwirtschaftlichen Berufsgenossen-
schaften gleiches Satzungsrecht geschaffen worden 
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ist. Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
stellte fest, daß einheitliche satzungsmäßige Rege-
lungen nicht bestehen. Es wurde daneben erörtert, 
ob die Regelung des § 4 Abs. 5 Satz 1 SVwG derar-
tige Satzungsregelungen ohne gesetzliche Grundlage 
überhaupt zuläßt und ob nicht das für die Selbstver-
waltung geltende formelle Recht zur Vermeidung 
von späteren Streitigkeiten verbindlich im Gesetz 
geregelt werden sollte. Hierüber bestanden jedoch 
unterschiedliche Meinungen. 

Nummer 6 

Die Änderung der Regierungsvorlage berücksichtigt 
die inzwischen getroffene Regelung über die Beseiti-
gung der Nachteile ehrenamtlich Tätiger in der ge-
setzlichen Rentenversicherung durch das Renten-
reformgesetz vom 16. Oktober 1972. 

Nummer 7 

Buchstabe g 1 

Die vorgesehene Änderung des § 7 Abs. 3 Satz 2 
SVwG soll sicherstellen, daß auch bei Versicherungs-
trägern mit einer Versichertenzahl von über 3 Mil-
lionen die Zahl der erforderlichen Unterschriften in 
einem angemessenen Verhältnis zu der Zahl der 
Wahlberechtigten steht und damit auch bei diesen 
Versicherungsträgern aussichtslose Vorschlagslisten 
möglichst das Wahlverfahren nicht belasten. 

Nummern 10 und 11 

Entsprechend den Vorschlägen des Bundesrates, ge-
gen die die Bundesregierung keine Einwendungen 
erhoben hat, soll die derzeitige Fassung des § 9 
Abs. 4 Satz 2 und des § 10 Abs. 4 Satz 3 unverän-
dert bleiben. Insoweit wird auf die Stellungnahme 
des Bundesrates verwiesen. 

Nummer 13 

Buchstabe a 

Redaktionelle Ergänzung. 

Buchstabe b 

Vgl. die Ausführungen zu Nummer 5 

Nummer 14 

Der Ausschuß begrüßt es, daß die die Geschäftsfüh-
rer und die Mitglieder der Geschäftsführungen be-
treffenden Regelungen auf der Grundlage des gelten-
den Rechts im Sinne des Selbstverwaltungsgedan-
kens eindeutiger gefaßt werden. Er ist jedoch der 
Auffassung, daß im Hinblick auf die gewünschte 
generelle Überprüfung des Dienstrechts der Bedien-
steten der Sozialversicherungsträger präjudizie-
rende Formulierungen zu Lasten des Selbstverwal-
tungsrechts vermieden werden sollten. Vgl. hierzu 
die Ausführungen unter I 2 und den Entschließungs-
antrag unter B II Nummer 5. 

Buchstaben a bis c 

Der Ausschuß hat sich dem Vorschlag des Bundes-
rates, das im Regierungsentwurf verwendete Wort 

„Bediensteten" durch das Wort „Beamten" zu er-
setzen, im Hinblick auf die nunmehr vorgesehene 
Überprüfung des Dienstrechts der Bediensteten der 
Sozialversicherungsträger nicht angeschlossen. Er 
ist der Auffassung, daß die Verwendung des Be-
griffes „Bediensteten" eine Präjudizierung vermei-
det und im Hinblick auf die entsprechende Anwen-
dung in § 15 Abs. 5 zweckmäßiger ist. Im übrigen 
wurde den Änderungswünschen des Bundesrates 
Rechnung getragen; insoweit wird auf die Stellung-
nahme des Bundesrates Bezug genommen. 

Buchstabe f 

Ein Antrag, § 15 Abs. 6 entsprechend der Stellung-
nahme des Bundesrates zu ändern, wurde abge-
lehnt. Der Ausschuß hat — auch im Hinblick auf die 
vorgesehene Überprüfung des Dienstrechts — bei 
wenigen Enthaltungen beschlossen, die in dem Re-
gierungsentwurf vorgesehene Fassung beizubehal-
ten. Er ist der Auffassung, daß mit dieser Fassung 
die derzeitige Rechtslage eindeutig wiedergegeben 
wird. Es könne dadurch kein Mißverständnis ent-
stehen, daß bei der Anwendung der laufbahnrecht-
lichen Vorschriften bei der Bestellung von Mitglie-
dern der Geschäftsführungen der Rentenversiche-
rungsträger dem Selbstverwaltungsgedanken Rech-
nung zu tragen ist (vgl. insoweit Urteil des Bundes-
sozialgerichts vom 17. Februar 1970 — 4 RJ 59/69). 
Die Möglichkeit, zum Geschäftsführer oder zu Mit-
gliedern der Geschäftsführung auch solche Personen 
zu wählen, welche die Befähigung für die Bekleidung 
dieses Amtes durch Lebens- und Berufserfahrung 
erworben haben, bleibt unbeeinträchtigt. 

Buchstabe g 

Die Entscheidung des Ausschusses, im Regierungs-
entwurf Absatz 7 Satz 2, zweiter Halbsatz zu strei-
chen, trägt dem Gesichtspunkt Rechnung, vor der 
vorgesehenen generellen Überprüfung der für die 
Geschäftsführer geltenden Regelungen von sach-
lichen Änderungen des geltenden Rechts möglichst 
abzusehen. 

Nummer 15 

Buchstabe 0 a 

Die Vorverlegung des Stichtages für das aktive 
Wahlrecht trägt den Erfordernissen einer ordnungs-
gemäßen Durchführung der Sozialversicherungswah-
len Rechnung. 

Buchstabe a 

Dem Vorschlag des Bundesrates, gegen den die Bun-
desregierung keine Einwendungen erhoben hat, ist 
der Ausschuß aus den in der Gegenäußerung der 
Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundes-
rates angegebenen Gründen gefolgt. 

Nummer 16 

Buchstabe b 

Der Ausschuß hält die vorgesehene neue Wohnsitz

-

voraussetzung für die Wählbarkeit für sinnvoller 
als die bisherige Regelung, ist jedoch der Auffasung, 
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daß der Einzugsbereich auf 100 Kilometer erweitert 
werden sollte, um Härtefälle zu vermeiden. 

Buchstabe b 1 

Ein besonderes Mindestalter für die Wahl zum Ver-
sichertenältesten in der Knappschaftsversicherung 
erscheint nicht erforderlich. Im übrigen hat die Än-
derung nur redaktionelle Bedeutung. 

Nummer 18 a 

Die Neuregelung in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung über die Führung von Versicherungskon-
ten und die beabsichtigte Ausgabe der Wahlunter-
lagen durch die Rentenversicherungsträger selbst 
macht eine Neuabgrenzung der Zugehörigkeit der 
Versicherten zu den einzelnen Trägern der Renten-
versicherung erforderlich. Künftig wird sich eine im-
mer stärkere Beziehung zu dem Träger der Renten-
versicherung entwickeln, der das Versicherungs-
konto des Versicherten führt und der dem Ver-
sicherten Auskunft über seine Rentenanwartschaft 
gibt. 

§ 23 Satz 2 stellt sicher, daß der Versicherte auch 
dann in den Organen der Rentenversicherungsträger 
als Organmitglied tätig sein kann, wenn er die 
Wohnsitzvoraussetzung der Wählbarkeit bei dem 
nach Satz 1 zuständigen Rentenversicherungsträger 
nicht erfüllt. Diese Hilfszuständigkeit ist berechtigt, 
weil auch die in Satz 2 genannte Landesversiche-
rungsanstalt für Leistungen an den Versicherten für 
den Leistungsfall zuständig ist. 

Nummer 19 

Buchstabe a 

Die Änderung des § 26 Abs. 3 des Regierungsent-
wurfs dient der Erleichterung der Feststellung, ob 
die Voraussetzungen für die Errichtung eines be-
trieblichen Wahlraums gegeben sind, da sich die 
Feststellung, ob 100 Beschäftigte bei einem Ver-
sicherungsträger versichert sind, bei dem eine Wahl-
handlung stattfindet, leichter zu treffen ist, als dies 
bei einer Zusammenrechnung der bei verschiedenen 
Versicherungsträgern versicherten Beschäftigten der 
Fall wäre. 

Es erscheint wie bisher nicht erforderlich, daß Be-
triebskrankenkassen Wahlräume einrichten. Die Än-
derung des § 26 Abs. 4 des Regierungsentwurfs trägt 

dem Rechnung. Soweit eine größere Anzahl von 
Versicherten wahlberechtigt ist, bestehen nach Ab-
satz 3 betriebliche Wahlräume. 

Nummer 19 a 

Buchstabe a 

Vgl. die Ausführungen zu Nummer 15 Buchstabe a. 

Buchstabe b 

Die Einfügung des weiteren Satzes trägt der Neufas

-

sung des § 23 SVwg durch Nummer 18 a Rechnung. 

Zu Artikel 2 

Nummer 10 

Der Ausschuß ist entgegen der Stellungnahme des 
Bundesrates im Hinblick auf die vorgesehene gene-
relle Überprüfung des Dienstrechtes der Auffassung, 
daß die in dem Regierungsentwurf vorgesehene Fas-
sung bestehenbleiben soll. 

Diese Fassung gibt die Rechtslage, wie sie sich bis-
her aus § 15 Abs. 1 Buchstabe c Satz 5 in Verbin-
dung mit § 1343 Satz 2 RVO ergibt, in klarer Form 
wieder. Im übrigen begrüßt es der Ausschuß, daß 
durch Absatz 2 im Interesse der Stärkung des Selbst-
verwaltungsgedankens nunmehr dem Landesgesetz-
geber die rechtlich einwandfreie Möglichkeit eröff-
net wird, den Mitgliedern der Geschäftsführungen 
und den übrigen Beamten der landesunmittelbaren 
Versicherungsanstalten die Stellung von Körper-
schaftsbeamten zu geben. 

Zu Artikel 4 

§ 5 Abs. 1 

Es erscheint sachdienlich, das Gesetz am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft treten zu lassen, um 
möglichst schnell die Grundlage für eine beabsich-
tigte Änderung der Wahlordnung für die Sozialver-
sicherung zu geben. 

Absatz 2 

Der unter Nr. 18 a eingefügte § 23 SVwG soll erst 
für die nächste Wahlperiode Anwendung finden. 

Bonn, den 28. Mai 1973 

Glombig 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

I. den Gesetzentwurf — Drucksache 7/288 — in der aus der anliegenden Zu-
sammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

II. folgende Entschließung anzunehmen: 

Im Hinblick darauf, daß das Achte Gesetz zur Änderung des Selbstverwal-
tungsgesetzes vor allem zur Vereinfachung des Wahlverfahrens dient, wird 
die Bundesregierung ersucht, bis zum 31. Oktober 1975 zu berichten und ggf. 
Vorschläge zu machen, wie das Selbstverwaltungsrecht neu geordnet werden 
kann. Insbesondere soll geprüft werden, wie 

1. die Funktionsfähigkeit der Selbstverwaltungsorgane weiter verbessert 
werden kann, 

2. welche Folgerungen im Hinblick auf die Öffnung der Sozialversicherung 
für weitere Bevölkerungsgruppen für die gleichberechtigte Mitwirkung 
der Arbeitnehmer in den Organen zu ziehen sind, 

3. welche Schlüsse aus den Selbstverwaltungswahlen im Jahre 1974 zu ziehen 
sind, wobei vor allem die Frage der Beibehaltung des Wahlverfahrens zu 
prüfen ist, 

4. wie die Wahl und die Stellung der Geschäftführer dem Selbstverwaltungs-
recht entsprechend gestaltet werden kann, 

5. ob und wie das Dienstrecht der Bediensteten der Sozialversicherungs-
träger zu verändern ist. 

Die Bundesregierung wird ferner ersucht, im Zusammenhang mit der Neu-
ordnung des Selbstverwaltungsrechts auch das Aufsichtsrecht in der Sozial-
versicherung den Grundsätzen der Selbstverwaltung entsprechend neu zu 
ordnen; 

III. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen und Eingaben für er-
ledigt zu erklären. 

Bonn, den 24. Mai 1973 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 

Glombig 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Weiterentwicklung des Selbstverwaltungsrechts und zur 
Vereinfachung des Wahlverfahrens 
(Achtes Gesetz zur Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes) 
— Drucksache 7/288 — 
mit  den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des 
Selbstverwaltungsrechts und zur Vereinfachung des 
Wahlverfahrens (Achtes Gesetz zur Änderung des 

Selbstverwaltungsgesetzes) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes 

Das Selbstverwaltungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. August 1967 (Bundes-
gesetzbl. I S. 917), zuletzt geändert durch das Bun-
desknappschafts-Errichtungsgesetz vom 28. Juli 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 974), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„In den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten sowie in der Knapp-
schaftsversicherung werden Versichertenälteste 
gewählt; die Satzung eines Trägers der Renten-
versicherungen der Arbeiter und der Angestell-
ten kann jedoch bestimmen, daß die Wahl von 
Versichertenältesten unterbleibt." 

2. In § 2 Abs. 1 Buchstabe b werden nach dem 
Wort „Unfallversicherung" die Worte „mit Aus-
nahme bei der Gartenbau-Berufsgenossenschaft" 
eingefügt. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 wird das 

Semikolon durch einen Punkt ersetzt und der 
nachfolgende Halbsatz gestrichen. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden 

aa) die Worte „der Träger der Unfallver-
sicherung, der Träger der Rentenver-
sicherungen der Arbeiter und der An-
gestellten sowie der Knappschaftsver-
sicherung" gestrichen, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des 
Selbstverwaltungsrechts und zur Vereinfachung des 
Wahlverfahrens (Achtes Gesetz zur Änderung des 

Selbstverwaltungsgesetzes) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes 

Das Selbstverwaltungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. August 1967 (Bundes-
gesetzbl. I S. 917), zuletzt geändert durch das Bun-
desknappschafts-Errichtungsgesetz vom 28. Juli 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 974), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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Entwurf 

bb) der Punkt durch ein Semikolon ersetzt 
und folgender Halbsatz angefügt: 

„die Mitgliedschaft in den Organen 
mehrerer Träger der Krankenversiche-
rung ist jedoch ausgeschlossen." 

c) In Absatz 4 Satz 2 werden nach den Worten 
„dieser Personen" die Worte „je Gruppe" 
eingefügt: 

d) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 
„Eine Abweichung von Satz 2, die sich in-
folge der Vertretung eines Organmitgliedes 
ergibt, ist zulässig." 

e) In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte „der 
Träger der Knappschaftsversicherung" durch 
die Worte „der Bundesknappschaft" ersetzt 
und nach dem Wort „Versichertenälteste" 
die Worte „(Knappschaftsälteste der Arbei-
ter und Knappschaftsälteste der Angestell-
ten)" eingefügt. 

4. In § 4 Abs. 7 Satz 2 werden die Worte „nur Mit-
glieder" durch die Worte „bis zur Hälfte der 
Zahl der Mitglieder einer jeden Gruppe auch 
Stellvertreter von Mitgliedern" ersetzt. 

5. Nach § 4 wird folgender § 4 a eingefügt: 

„§ 4 a 

Getrennte Abstimmung in der landwirtschaft-
lichen Unfallversicherung 

(1) In den Organen der Träger der landwirt-
schaftlichen Unfallversicherung ist eine ge-
trennte Abstimmung in den Gruppen der Ver-
sicherten, der Selbständigen ohne fremde 
Arbeitskräfte und der Arbeitgeber erforderlich 
für 

1. die Wahl des Geschäftsführers und seines 
Stellvertreters oder der Mitglieder der Ge-
schäftsführung, 

2. die Anstellung, das Aufsteigen im Gehalt, 
die Kündigung und die Entlassung der der 
Dienstordnung unterstehenden Angestellten 
in einer besoldungsrechtlichen Stellung, die 
einem Amt der Besoldungsgruppe A 12 der 
Bundesbesoldungsordnung oder einer höhe-
ren Besoldungsgruppe vergleichbar ist, 

3. die Einstellung, die Höhergruppierung und 
die Kündigung von Angestellten, deren 
Tätigkeit den Tätigkeitsmerkmalen der Ver-
gütungsgruppe III oder einer höheren Ver-
gütungsgruppe des Bundes-Angestellten-
tarifvertrages entspricht, 

4. den Beschluß über den Haushalt und die 
Unfallverhütungsvorschriften, 

5. die personelle Besetzung von Ausschüssen. 

Zur Beschlußfassung ist in allen drei Gruppen 
eine Mehrheit erforderlich. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

4. unverändert 

5. unverändert 
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Entwurf 

(2) Über einen abgelehnten Antrag ist auf 
Verlangen der Antragsteller innerhalb von drei 
Wochen nochmals abzustimmen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für die 
Gartenbau-Berufsgenossenschaft." 

6. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„ (4) Der Versicherungsträger ersetzt den 
Mitgliedern der Organe sowie den Ver-
sichertenältesten und den Vertrauensmän-
nern den tatsächlich entgangenen regel-
mäßigen Bruttoverdienst sowie die von 
ihnen während der ehrenamtlichen Tätigkeit 
zur Vermeidung von Nachteilen zusätzlich 
zu tragenden Beiträge zur Sozialversiche-
rung bis zum Betrage von einem Einhundert-
fünfzigstel der für Monatsbezüge in der Ren 
tenversicherung der Arbeiter geltenden Bei 
tragsbemessungsgrenze (§ 1385 Abs. 2 Satz. 
2 der Reichsversicherungsordnung) für. jede 
Stunde der versäumten regelmäßigen Ar-
beitszeit. Wird durch schriftliche Erklärung 
des Berechtigten glaubhaft gemacht, daß ein 
Verdienstausfall entstanden ist, läßt sich 
dessen Höhe jedoch nicht nachweisen, ist 
der Verdienstausfall pauschal in Höhe von 
einem Drittel des in Satz 1 genannten 
Höchstbetrages für jede Stunde der ver-
säumten regelmäßigen Arbeitszeit zu erset-
zen. Der Verdienstausfall wird je Kalender-
tag für höchstens zehn Stunden gewährt; die 
letzte angefangene Stunde wird voll ge-
rechnet." 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4 a 
eingefügt. 

„ (4 a) Den Mitgliedern der Organe kann 
für jeden Kalendertag einer Sitzung ein 
Pauschbetrag für Zeitaufwand gewährt wer-
den; die Höhe des Pauschbetrages soll unter 
Beachtung des Absatzes 1 Satz 1 in einem 
angemessenen Verhältnis zu dem regel-
mäßig außerhalb der Arbeitszeit erforder-
lichen Zeitaufwand, insbesondere für die 
Vorbereitung der Sitzungen, stehen. Pausch-
beträge für Zeitaufwand können außerdem 
gewährt werden den Vorsitzenden und stell-
vertretenden Vorsitzenden der Organe für 
ihre Tätigkeit außerhalb von Sitzungen so-
wie den Versichertenältesten und Vertrau-
ensmännern." 

c) In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte „3 und 
4" durch die Worte „3 und 4a" ersetzt. 

d) In Absatz 5 Satz 2 werden die Worte „und in 
Ausnahmefällen einen Zuschlag zum Brutto-
arbeitsverdienst bewilligen" gestrichen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

6. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Versicherungsträger ersetzt den 
Mitgliedern der Organe sowie den Ver-
sichertenältesten und den Vertrauensmän-
nern den tatsächlich entgangenen regel-
mäßigen Bruttoverdienst und erstattet ihnen 
die den Arbeitnehmeranteil übersteigenden 
Beiträge nach § 1385 Abs. 4 Buchstabe f der 
Reichsversicherungsordnung, § 112 Abs. 4 
Buchstabe g des Angestelltenversicherungs-
gesetzes und § 130 Abs. 6 Buchstabe d des 
Reichsknappschaftsgesetzes; die Entschädi-
gung beträgt für jede Stunde der versäumten 
regelmäßigen Arbeitszeit höchstens ein Ein-
hundertfünfzigstel der für Monatsbezüge in 
der Rentenversicherung der Arbeiter gel-
tenden Beitragsbemessungsgrenze (§ 1385 
Abs. 2 Satz 2 der Reichsversicherungsord-
nung). Wird durch schriftliche Erklärung des 
Berechtigten glaubhaft gemacht, daß ein Ver-
dienstausfall entstanden ist, läßt sich dessen 
Höhe jedoch nicht nachweisen, ist der Ver-
dienstausfall pauschal in Höhe von einem 
Drittel des in Satz 1 genannten Höchstbetra-
ges für jede Stunde der versäumten regel-
mäßigen Arbeitszeit zu ersetzen. Der Ver-
dienstausfall wird je Kalendertag für höch-
stens zehn Stunden gewährt, die letzteange-
fangene Stunde wird voll gerechnet." 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 
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e) Absatz 6 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Niemand darf in der Übernahme oder 
Ausübung eines Ehrenamtes in der Sozial-
versicherung beschränkt oder wegen der 
Übernahme oder Ausübung des Amtes be-
nachteiligt werden." 

7. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„sowie" die Worte „in der Knappschafts-
versicherung" eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „sowie 
die Vertrauensmänner" gestrichen. 

c) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „und 
die Vertrauensmänner" gestrichen. 

d) In Absatz 2 Satz 1 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„die Reihenfolge der Stellvertreter ist so 
festzulegen, daß erst jeder dritte Stellver-
treter zu den in § 3 Abs. 4 Satz 1 genannten 
Personen gehört." 

e) In Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Bei der Aufstellung der Vorschlagslisten 
ist § 3 Abs. 4 Satz 1 letzter Halbsatz zu be-
achten." 

f) In Absatz 2 wird der bisherige Satz 3 ge-
strichen. 

g) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „son-
stiger Arbeitnehmervereinigungen" durch 
die Worte „der Gewerkschaften, der sonsti-
gen Arbeitnehmervereinigungen und der 
berufsständischen Vereinigungen der Land-
wirtschaft" ersetzt. 

h) In Absatz 3 Satz 4 wird das Wort „Arbeit-
geber" durch die Worte „Vereinigungen von 
Arbeitgebern und für Arbeitgeber" ersetzt. 

i) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 
„Stichtag für das Wahlrecht, soweit es Vor-
aussetzung für die Unterzeichnung einer 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

e) unverändert 

7. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) unverändert 

f) unverändert 

g) unverändert 

g 1) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte 

„mit mehr als einer Million Versicherten 
von mindestens 1000 Wahlberechtigten" 

durch die Worte 

„mit mehr als einer Million, aber nicht 
mehr als drei Millionen Versicherten von 
mindestens 1000 Wahlberechtigten, 

mit mehr als drei Millionen Versicherten 
von mindestens 2000 Wahlberechtigten" 

ersetzt. 

h) unverändert 

i) unverändert 



Deutscher Bundestag 7. Wahlperiode 	Drucksache 7/644  

Entwurf 

Vorschlagsliste nach den Sätzen 2 und 4 ist, 
ist der Tag der Wahlankündigung." 

8. Nach § 7 wird folgender § 7 a eingefügt: 

„§ 7 a 

Führung der Geschäfte durch die Aufsichts-
behörde 

Solange und soweit die Wahl zu Organen 
eines Versicherungsträgers nicht zustande 
kommt oder Organe sich weigern, ihre Ge-
schäfte zu führen, führt sie auf Kosten des Ver-
sicherungsträgers die Aufsichtsbehörde selbst 
oder durch Beauftragte. Die Verpflichtung der 
Aufsichtsbehörde, die Mitglieder der Organe zu 
berufen, wenn eine Wahl nicht zustande ge-
kommen ist, bleibt unberührt." 

9. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 

Wahl der Versichertenältesten und 
Vertrauensmänner 

Die Versichertenältesten und die Vertrauens-
männer werden durch die Vertreterversamm-
lung gewählt; § 7 Abs. 1 Satz 1 bleibt un-
berührt. Für die Wahl gilt § 7 Abs. 4 bis 7 ent-
sprechend. Den Vorschlagslisten der Gruppen 
der Vertreterversammlung sind Vorschläge der 
Organisationen und Wählergruppen zugrunde 
zu legen, die zur Einreichung von Vorschlags-
listen für die Wahl der Mitglieder der Vertre-
terversammlung nach § 7 Abs. 2 berechtigt 
sind." 

10. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Sind in einer Liste Stellvertreter in aus-
reichender Zahl vorhanden und hält der 
Listenträger weitere Stellvertreter nicht für 
erforderlich, so kann der Vorstand zulassen, 
daß von einer Ergänzung abgesehen wird, 
wenn die in § 7 Abs. 2 Satz 1 letzter Halb-
satz vorgeschriebene Reihenfolge gewahrt 
ist." 

b) In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte „, die 
Aufsichtsbehörde und den Wahlbeauftrag-
ten" durch die Worte „und die Aufsichts-
behörde" ersetzt. 

11. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 9 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend." 

b) In Absatz 4 Satz 3 werden die Worte „, den 
Listenträger und den Wahlbeauftragten" 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. Dem § 9 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Sind in einer Liste Stellvertreter in aus-
reichender Zahl vorhanden und hält der 
Listenträger weitere Stellvertreter nicht für 
erforderlich, so kann der Vorstand zulassen, 
daß von einer Ergänzung abgesehen wird, 
wenn die in § 7 Abs. 2 Satz 1 letzter Halb-
satz vorgeschriebene Reihenfolge gewahrt ist." 

11. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

Buchstabe b entfällt 
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durch die Worte „und den Listenvertreter" 
ersetzt. 

c) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„ (6) Ist eine Wahl zum Vorstand nicht 
zustande gekommen oder ist nicht die vor-
geschriebene Zahl von Mitgliedern gewählt 
oder kein Stellvertreter benannt worden, so 
zeigt der Vorsitzende der Vertreterver-
sammlung dies der Aufsichtsbehörde an. Die 
Aufsichtsbehörde beruft die Mitglieder des 
Vorstandes und die Stellvertreter aus der 
Zahl der Wählbaren." 

12. Dem § 11 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Satz 1 gilt entsprechend, wenn ein gewählter 
Bewerber sein Amt nicht annimmt oder vor 
Antritt des Amtes verstorben ist." 

13. In § 12 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2 a 
eingefügt: 

„(2 a) Bei den Trägern der landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung mit Ausnahme der Garten-
bau-Berufsgenossenschaft haben die Vertreter 
der einzelnen Gruppen während ihrer Amts-
dauer abwechselnd je für mindestens ein Jahr 
den Vorsitz zu führen; Entsprechendes gilt für 
die Stellvertretung. Die Vertreter von zwei 
Gruppen können vereinbaren, daß für die 
Dauer der auf ihre Vertreter entfallenden Vor-
sitzendentätigkeit einer der Vertreter den Vor-
sitz führt. Die Satzung bestimmt das Nähere." 

14. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Buchstabe c Satz 5 erhält folgende 
Fassung: 

„Ist ein Mitglied der Geschäftsführung für 
längere Zeit an der Ausübung seines Amtes 
verhindert, kann der Vorstand einen leiten-
den Bediensteten des Versicherungsträgers 
mit der Wahrnehmung dieses Amtes beauf-
tragen; die Wahrnehmung des Amtes er-
streckt sich nicht auf den Vorsitz." 

b) Dem Absatz 1 Buchstabe c werden folgende 
Sätze angefügt: 

„Ist das Amt eines Mitglieds der Geschäfts-
führung nicht besetzt, so steht dies bis zur 
Dauer von sechs Monaten einer Verhinde-
derung gleich. Die Beauftragung ist der Auf-
sichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

c) unverändert 

12. unverändert 

13. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Unfallversicherung" die Worte „mit Aus-
nahme bei der Gartenbau-Berufsgenossen-
schaft" eingefügt. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a 
eingefügt: 

„(2 a) Bei den Trägern der landwirtschaft-
lichen Unfallversicherung mit Ausnahme der 
Gartenbau-Berufsgenossenschaft haben die 
Vertreter der einzelnen Gruppen während 
ihrer Amtsdauer abwechselnd je für min-
destens ein Jahr den  Vorsitz zu führen; Ent-
sprechendes gilt für die Stellvertretung. Die 
Vertreter von zwei Gruppen können verein-
baren, daß für die Dauer der auf ihre Ver-
treter entfallenden Vorsitzendentätigkeit 
einer der Vertreter den Vorsitz führt. Die 
Satzung bestimmt das Nähere." 

14. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Buchstabe c Satz 5 erhält folgende 
Fassung: 

„Ist ein Mitglied der Geschäftsführung für 
längere Zeit an der Ausübung seines Amtes 
verhindert oder ist das Amt eines Mitglieds 
der Geschäftsführung längere Zeit unbesetzt, 
kann der Vorstand einen leitenden Bedien-
steten des Versicherungsträgers mit der 
Wahrnehmung dieses Amtes beauftragen; 
die Wahrnehmung des Amtes erstreckt sich 
nicht auf ,den Vorsitz." 

b) Dem Absatz 1 Buchstabe c wird folgender 
Satz angefügt: 

„Die Beauftragung ist der Aufsichtsbehörde 
unverzüglich anzuzeigen." 
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c) In Absatz 1 Buchstabe d werden die Worte 
„Versicherungsträgern und" gestrichen. 

d) Dem Absatz 1 Buchstabe d werden folgende 
Sätze angefügt: 

„Die Bestellung des Geschäftsführers bedarf 
der Zustimmung des Vorstandes. Satz 2 gilt 
nicht für Ausführungsbehörden in den Fäl-
len des § 766 Abs. 2 Satz 3 der Reichsver-
sicherungsordnung." 

e) Absatz 5 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Absatz 1 Buchstabe c Sätze 1, 2, 4 und 5 gilt 
entsprechend." 

f) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„ (6) Für den Geschäftsführer, seinen Stell-
vertreter und die Mitglieder der Geschäfts-
führung gelten die dienstrechtlichen Vor-
schriften der Sozialversicherungsgesetze und 
die hiernach anzuwendenden anderen dienst-
rechtlichen Vorschriften. Die in ihnen vorge-
schriebenen Voraussetzungen dienstrecht-
licher Art müssen bei der Wahl erfüllt sein." 

g) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

„ (7) Soweit nach den für eine dienstord-
nungsmäßige Anstellung geltenden Vor-
schriften nur die Anstellung von Personen 
zulässig ist, die einen bestimmten Ausbil-
dungsgang oder eine Probezeit zurückgelegt 
oder bestimmte Prüfungen abgelegt haben, 
gilt das nicht für Bewerber für das Amt eines 
Geschäftsführers oder eines Mitglieds der 
Geschäftsführung, die die erforderliche Be-
fähigung durch Lebens- und Berufserfahrung 
erworben haben. Die Feststellung, ob ein 
Bewerber die erforderliche Befähigung durch 
Lebens- und Berufserfahrung erworben hat, 
trifft die für die Sozialversicherung zustän-
dige oberste Verwaltungsbehörde; die Fest-
stellung muß vor der Wahl getroffen sein. 
Die oberste Verwaltungsbehörde hat inner-
halb von vier Monaten nach Vorlage der er-
forderlichen Unterlagen über die Befähigung 
des Bewerbers zu entscheiden. Sätze 2 und 3 
gelten auch, wenn eine Dienstordnung die 
Anstellung eines Bewerbers für das Amt 
eines Stellvertreters des Geschäftsführers 
zuläßt, der die Befähigung hierfür durch 
Lebens- und Berufserfahrung erworben hat." 

15. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 wird das Wort „acht-
zehnte" durch das Wort „vierzehnte" er-
setzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

c) In Absatz 1 Buchstabe d werden .die Worte 
„Versicherungsträgern und" sowie die Worte 
„oder Gemeindeverbände" gestrichen. 

d) unverändert 

e) unverändert 

f) unverändert 

g) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

„(7) Soweit nach den für eine dienstord

-
nungsmäßige Anstellung geltenden Vor-
schriften nur die Anstellung von Personen 
zulässig ist, die einen bestimmten Ausbil-
dungsgang oder eine Probezeit zurückgelegt 
oder bestimmte Prüfungen abgelegt haben, 
gilt das nicht für Bewerber für das Amt eines 
Geschäftsführers oder eines Mitglieds der 
Geschäftsführung, die die erforderliche Be-
fähigung durch Lebens- und Berufserfahrung 
erworben haben. Die Feststellung, ob ein 
Bewerber die erforderliche Befähigung durch 
Lebens- und Berufserfahrung erworben hat, 
trifft die für die Sozialversicherung zustän-
dige oberste Verwaltungsbehörde. Die ober-
ste Verwaltungsbehörde hat innerhalb von 
vier Monaten nach Vorlage der erforder-
lichen Unterlagen über die Befähigung des 
Bewerbers zu entscheiden. Sätze 2 und 3 
gelten auch, wenn eine Dienstordnung die 
Anstellung eines Bewerbers für das Amt 
eines Stellvertreters des Geschäftsführers 
zuläßt, der die Befähigung hierfür durch 
Lebens- und Berufserfahrung erworben hat." 

15. § 16 wird wie folgt geändert: 

O a) In Absatz 1 Nr. 1 werden die Worte „ein-
undfünfzigsten Tage vor dem Wahlsonntag" 
durch die Worte „zweiten Januar des Wahl-
jahres" ersetzt. 

a) In Absatz 1 Nr. 2 wird das Wort „acht-
zehnte" durch das Wort „sechzehnte" er-
setzt. 
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b) In Absatz 2 Nr. 3 werden die Worte „Heil-
oder Pflegeanstalt" durch die Worte „psych-
iatrischen Krankenanstalt" ersetzt. 

16. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Wahlankündigung" die Worte „das Alter 
erreicht hat, mit dem nach § 2 des Bürger-
lichen Gesetzbuches die Volljährigkeit ein-
tritt, und" eingefügt. 

b) Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 erhält folgende Fas-
sung: 

„3. seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt in dem Bezirk des Versiche-
rungsträgers oder in einem nicht weiter 
als fünfzig Kilometer von dessen Grenze 
entfernten Ort hat oder in dem Bezirk 
des Versicherungsträgers regelmäßig 
beschäftigt oder tätig ist." 

c) In Absatz 3 Nr. 1 werden nach dem Wort 
„Versicherungsträgers" die Worte „sowie 
andere Personen, die in gleicher Weise für 
den Versicherungsträger tätig sind" einge-
fügt. 

d) In Absatz 3 wird nach Nummer 1 folgende 
Nummer 1 a eingefügt: 

„1 a. Personen, die in Geschäftsstellen in 
knappschaftlich versicherten Betrieben 
für die Knappschaftsversicherung tätig 
sind,". 

e) Absatz 3 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Personen, die regelmäßig freiberuflich 
für den Versicherungsträger oder im 
Rahmen eines mit diesem abgeschlos-
senen Vertrages tätig sind,". 

17. § 19 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) In den Rentenversicherungen der Arbei-
ter und der Angestellten sowie in der Knapp-
schaftsversicherung gehören zur Gruppe der 
Versicherten die rentenversicherten Personen, 
die am Stichtage eine Versicherungsnummer er-
halten oder beantragt haben, sowie die Per-
sonen, die am Stichtag Bezieher einer Rente aus 
eigener Versicherung sind." 

18. In § 21 Satz 1 werden nach dem Wort „Unfall-
versicherung" die Worte „mit Ausnahme bei 
der Gartenbau-Berufsgenossenschaft" eingefügt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

b) unverändert 

16. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz i Satz 1 Nr. 3 erhält folgende Fas-
sung: 

„3. seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt in dem Bezirk des Versiche-
rungsträgers oder in einem nicht weiter 
als einhundert Kilometer von dessen 
Grenze entfernten Ort hat oder in dem 
Bezirk des Versicherungsträgers regel-
mäßig beschäftigt oder tätig ist." 

b 1) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „einen 
Anspruch auf Leistung hat, am Wahlsonntag 
das vierundzwanzigste Lebensjahr vollendet" 
durch die Worte „Rentenbezieher ist" er-
setzt. 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) unverändert 

17. unverändert 

18. unverändert 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 	Drucksache 7/644 

Entwurf 

19. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 bis 7 erhalten folgende Fas-
sung: 

„ (2) Die Wahlberechtigten wählen durch 
Stimmabgabe in einem Wahlraum oder 
durch briefliche Stimmabgabe. 

(3) Wahlräume sind in der Regel einzu-
richten für Beschäftigte in Betrieben, in 
denen wenigstens einhundert Beschäftigte 
bei Versicherungsträgern versichert sind, bei 
denen eine Wahlhandlung stattfindet. Die 
Entscheidung darüber, ob und wie viele 
Wahlräume einzurichten sind, trifft das Ver-
sicherungsamt, nachdem es der Geschäfts-
leitung Gelegenheit gegeben hat, sich zu 
äußern. Das Versicherungsamt hat bei seiner 
Entscheidung unter Berücksichtigung der 
örtlichen Verhältnisse die Belange des Be-
triebes gegenüber dem Anliegen abzuwägen, 
den Wahlberechtigten in hierfür geeigneten 
Betrieben die Wahl durch Stimmabgabe im 
Wahlraum zu ermöglichen. 

(4) Die Versicherungsträger richten in 
jedem Gebäude, in dem sie einen Geschäfts-
raum für Verwaltungszwecke unterhalten, 
einen Wahlraum ein; das Versicherungsamt 
kann Ausnahmen zulassen. 

(5) Die Absätze 3 und 4 gelten nicht für die 
in der Knappschaftsversicherung Versicher-
ten. Die Bundesknappschaft richtet für die 
Wahl der Versichertenältesten in jedem 
Altestensprengel mindestens einen Wahl-
raum ein. 

(6) In dem Gebäude, in dem sich ein Wahl-
raum befindet, ist jede Beeinflussung der 
Wähler durch Wort, Ton, Schrift oder Bild 
verboten. 

(7) Wahltag ist ein Sonntag (Wahlsonn-
tag). In betrieblichen Wahlräumen wird an 
dem vorhergehenden Freitag gewählt; das 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

18 a. § 23 erhält folgende Fassung: 

„§ 23 

Zugehörigkeit zu den Trägern 
der Rentenversicherungen 

Ein Versicherter ist wählbar und wahlberech-
tigt bei dem Träger der Rentenversicherung, der 
sein Versicherungskonto führt, ein Rentenbezie-
her bei dem Träger der Rentenversicherung, der 
die Rente gewährt. Wer bei einer hiernach zu-
ständigen Landesversicherungsanstalt die in § 17 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 genannte Voraussetzung der 
Wählbarkeit nicht erfüllt, ist wählbar bei der 
Landesversicherungsanstalt, in deren Zuständig-
keitsbereich er seinen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt hat." 

19. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 bis 7 erhalten folgende Fas-
sung: 

„(2) unverändert 

(3) Wahlräume sind in der Regel einzu-
richten für Beschäftigte in Betrieben, in 
denen wenigstens einhundert Beschäftigte 
bei einem Versicherungsträger versichert 
sind, bei dem eine Wahlhandlung stattfindet. 
Die Entscheidung darüber, ob und wie viele 
Wahlräume einzurichten sind, trifft das Ver-
sicherungsamt, nachdem es der Geschäfts-
leitung Gelegenheit gegeben hat, sich zu 
äußern. Das Versicherungsamt hat bei seiner 
Entscheidung unter Berücksichtigung der 
örtlichen Verhältnisse die Belange des Be-
triebes gegenüber dem Anliegen abzuwägen, 
den Wahlberechtigten in hierfür geeigneten 
Betrieben ,die Wahl durch Stimmabgabe im 
Wahlraum zu ermöglichen. 

(4) Die Versicherungsträger, ausgenom-
men die Betriebskrankenkassen, richten in 
jedem Gebäude, in dem sie einen Geschäfts-
raum für Verwaltungszwecke unterhalten, 
einen Wahlraum ein; das Versicherungsamt 
kann Ausnahmen zulassen. 

(5) unverändert 

(6) unverändert 

(7) unverändert 
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Versicherungsamt kann Abweichendes be-
stimmen." 

b) Absatz 8 wird gestrichen. 

20. § 32 Abs. i erhält folgende Fassung: 

„ (1) Wer wählt, ohne wahlberechtigt zu sein, 
oder sonst ein unrichtiges Wahlergebnis herbei-
führt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bestraft." 

21. Nach § 32 wird folgender § 32 a eingefügt: 

„§ 32 a 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 5 
Abs. 6 Satz i einen anderen in der Übernahme 
oder Ausübung eines Ehrenamtes in der Sozial-
versicherung beschränkt oder wegen der Über-
nahme oder Ausübung des Amtes benachteiligt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark ge-
ahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Abs. i Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten ist das Versicherungsamt." 

22. Nach § 34 werden folgende §§ 34 a und 34 b 
eingefügt: 

„§ 34 a 

Ergänzende Bestimmungen für die Organe 
der Ausführungsbehörden 

Für den Erlaß ergänzender Bestimmungen für 
die Organe der Ausführungsbehörden (§ 1 
Abs. 3) gilt § 768 der Reichsversicherungsord-
nung. 

§ 34 b 

Ermächtigung zur Bekanntmachung von 
Neufassungen 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung wird ermächtigt, den Wortlaut des Ge- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

b) unverändert 

19 a. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „ein-
undfünfzigsten Tage vor dem Wahlsonntag" 
durch die Worte „zweiten Januar des Wahl-
jahres" ersetzt. 

b) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Für das Stimmrecht des Arbeitgebers bei 
einer Landesversicherungsanstalt ist uner-
heblich, bei welcher Landesversicherungs-
anstalt die Versicherten wahlberechtigt sind." 

20. unverändert 

21. unverändert 

22. unverändert 
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setzes und der zu diesem Gesetz ergangenen 
Durchführungsverordnungen in der jeweils gel-
tenden Fassung mit neuem Datum und neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen. Er kann 
dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts besei-
tigen." 

23. In § 35 Abs. 1 Nr. i werden die Worte „Satz 2" 
durch die Worte „Satz 3" ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung anderer Gesetze 

§ 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert: 

1. § 139 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird gestrichen. 

b) In dem verbleibenden Satz wird das Wort 
„ferner" gestrichen. 

2. § 377 erhält folgende Fassung: 

„§ 377 

(1) Das Bundesversicherungsamt führt die 
Aufsicht über die bundesunmittelbaren Kran-
kenkassen. 

(2) Die für die Sozialversicherung zustän-
digen obersten Verwaltungsbehörden der Län-
der oder die nach Landesrecht bestimmten son-
stigen Behörden führen die Aufsicht über die 
landesunmittelbaren Krankenkassen und die 
Kassenverbände (§ 406)." 

3. In § 378 werden die Worte „Das Versicherungs-
amt" durch die Worte „Die zuständige Auf-
sichtsbehörde" ersetzt. 

4. § 379 wird gestrichen. 

5. In § 414 d werden die Worte „§ 4 Abs. 1, 3, 6 
und 7, §§ 5, 6, 12," durch die Worte „§ 4 Abs. 1 
bis 3, 6 und 7, §§ 5, 6, 7a, 12," und die Worte 
„§ 15 Abs. 3, 4 und 6," durch die Worte „§ 15 
Abs. 3, 4, 6 und 7," ersetzt. 

6. In § 524 wird die Zahl „ , 379" gestrichen. 

7. Im Dritten Buch werden gestrichen: 

a) im Zweiten Abschnitt des Zweiten Teils der 
Unterabschnitt VI. Organe der Berufsgenos-
senschaft, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

23. unverändert 

Artikel 2 

unverändert 
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b) im Dritten Abschnitt des Dritten Teils der 
Unterabschnitt V. Organe der Berufsgenos-
senschaft, 

c) im Vierten Abschnitt des Vierten Teils der 
Unterabschnitt VI. Organe der Berufsgenos-
senschaft. 

8. In § 767 Abs. 2 Nr. 2 wird die Zahl „675" durch 
die Zahl „673" ersetzt. 

9. § 1343 Satz 2 wird gestrichen. 

10. Nach § 1343 wird folgender § 1344 eingefügt: 

„§ 1344 

(1) Die Aufgaben der Versicherungsanstalt 
werden von Beamten wahrgenommen sowie 
von Dienstkräften, die in einem Arbeitsverhält-
nis stehen. Die Mitglieder der Geschäftsfüh-
rung werden in das Beamtenverhältnis berufen. 

(2) Die Beamten einer landesunmittelbaren 
Versicherungsanstalt sind Beamte des Landes, 
soweit nicht eine landesgesetzliche Regelung 
etwas anderes bestimmt. 

(3) Für die Dienstverhältnisse der Beamten 
der Landesversicherungsanstalt Oldenburg-Bre-
men gelten die §§ 9 bis 11 des Gesetzes über 
die Errichtung der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte in der Fassung des Artikels 2 
§ 5 des Bundesknappschaft-Errichtungsgesetzes 
vom 28. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 974) ent-
sprechend." 

§2 

Änderung des Bundesknappschaft

-

Errichtungsgesetzes 

Artikel 3 des Bundesknappschaft-Errichtungsgeset-
zes vom 28. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 974) wird 
gestrichen. 

Artikel 3 

Vereinigung der Holz-Berufsgenossenschaften 

§1 

Die Norddeutsche Holz-Berufsgenossenschaft und 
die Süddeutsche Holz-Berufsgenosssenschaft werden 
zu einer Berufsgenossenschaft vereinigt, Die Berufs-
genossenschaft trägt den Namen „Holz-Berufsgenos-
senschaft" und hat ihren Sitz vorläufig in München. 

§2 

Die Anlage 1 zu § 646 Abs. 1 der Reichsversiche-
rungsordnung wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 
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unverändert 
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a) Nr. 12 erhält die Fassung: 

„12. Holz-Berufsgenossenschaft". 

b) Nr. 13 wird gestrichen. 

§ 3 

(1) Gehört das Eigentum an einem Grundstück 
nach § 651 der Reichsversicherungsordnung zum 
Vermögen der Holz-Berufsgenossenschaft, so stellt 
sie den Antrag auf Berichtigung des Grundbuchs. 
Der Antrag ist von dem Vorsitzenden des Vorstan-
des und von dem Geschäftsführer der Holz-Berufs-
genossenschaft zu unterschreiben und mit dem 
Dienstsiegel zu versehen. Zum Nachweis des Eigen-
tums gegenüber dem Grundbuchamt genügt die in 
den Antrag aufzunehmende Erklärung, daß das 
Grundstück zum Vermögen der Holz-Berufsgenos-
senschaft gehört. 

(2) Absatz 1 gilt für andere im Grundbuch ein-
getragene Rechte entsprechend. 

§4 

(1) Geschäfte und Verhandlungen, die der Durch-
führung des § 651 der Reichsversicherungsordnung 
dienen, einschließlich der Berichtigung der öffent-
lichen Bücher, sind frei von Gebühren, Steuern und 
Auslagen; dies gilt auch für Beurkundungs- und 
Beglaubigungsgebühren, nicht aber für die Kosten 
eines Rechtsstreites. 

(2) Die Gebühren-, Steuer- und Auslagenfreiheit 
ist von der zuständigen Behörde ohne Nachprüfung 
anzuerkennen, wenn die Holz-Berufsgenossenschaft 
bestätigt, daß die Maßnahme der Durchführung des 
§ 651 der Reichsversicherungsordnung dient. 

§5 

(1) Bis zum Ablauf der fünften Wahlperiode der 
nach dem Selbstverwaltungsgesetz gewählten Or-
gane gilt folgende Übergangsregelung: 

a) Die Vertreterversammlung der Holz-Berufs-
genossenschaft besteht aus 48 Mitgliedern. Hat 
die Vertreterversammlung der Norddeutschen 
Holz-Berufsgenossenschaft oder der Süddeut-
schen Holz-Berufsgenossenschaft im Zeitpunkt 
der Vereinigung 24 Mitglieder, so gelten diese 
als in die Vertreterversammlung der Holz-
Berufsgenossenschaft gewählt und werden im 
Behinderungsfalle von ihren bisherigen Stellver-
tretern vertreten. Hat die Vertreterversammlung 
der Norddeutschen Holz-Berufsgenossenschaft 
oder der Süddeutschen Holz-Berufsgenossen-
schaft in diesem Zeitpunkt mehr oder weniger 
als 24 Mitglieder, so wählen die Vertreter der 
Arbeitgeber und die Vertreter der Versicherten 
in dieser Vertreterversammlung für sich getrennt 
je 12 Mitglieder der Vertreterversammlung der 
Holz-Berufsgenossenschaft und deren Stellver-
treter auf Grund von Vorschlagslisten. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 
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b) Der Vorstand der Holz-Berufsgenossenschaft be-
steht aus 16 Mitgliedern. Haben die Vorstände 
der Norddeutschen Holz-Berufsgenossenschaft 
und der Süddeutschen Holz-Berufsgenossenschaft 
im Zeitpunkt der Vereinigung je acht Mitglieder, 
so gelten diese als in den Vorstand der Holz

-

Berufsgenossenschaft gewählt und werden im 
Behinderungsfalle von ihren bisherigen Stellver-
tretern vertreten. Hat der Vorstand der Nord-
deutschen Holz-Berufsgenossenschaft oder der 
Süddeutschen Holz-Berufsgenossenschaft zu die-
sem Zeitpunkt mehr oder, weniger als acht Mit-
glieder, so wählt die Vertreterversammlung der 
Holz-Berufsgenossenschaft den Vorstand. 

Es gelten das Selbstverwaltungsgesetz und die 
Wahlordnung für die Sozialversicherung entspre-
chend. Abweichend von § 55 der Wahlordnung leitet 
das an Lebensjahren älteste Mitglied die erste Sit-
zung der Vertreterversammlung der Holz-Berufs-
genossenschaft bis zur Wahl des Vorsitzenden. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine Wahl erforderlich, sind 
die Organe der Holz-Berufsgenossenschaft innerhalb 
von drei Monaten nach der Vereinigung zu bilden. 

(3) Die Vorstände der Norddeutschen Holz-Berufs-
genossenschaft und der Süddeutschen Holz-Berufs-
genossenschaft nehmen gemeinsam die Aufgaben 
und Befugnisse des Vorstandes der Holz-Berufs-
genossenschaft wahr, bis dieser zu seiner ersten 
Sitzung zusammentritt. 

§6 

Bis zur Wahl des Geschäftsführers der Holz

-

Berufsgenossenschaft nehmen die Geschäftsführer 
der Norddeutschen Holz-Berufsgenossenschaft und 
der Süddeutschen Holz-Berufsgenossenschaft jeweils 
für ihren Bereich die Aufgaben des Geschäftsführers 
der Holz-Berufsgenossenschaft wahr. 

§7 

Die Holz-Berufsgenossenschaft hat innerhalb eines 
Jahres nach der Vereinigung die Satzung und inner-
halb von zwei Jahren die übrigen erforderlichen 
autonomen Vorschriften zu erlassen. Bis zum Erlaß 
dieser Vorschriften gelten die Vorschriften der 
Norddeutschen Holz-Berufsgenossenschaft und der 
Süddeutschen Holz-Berufsgenossenschaft in ihren 
Bereichen weiter. 

§ 8 

Die im Zeitpunkt der Vereinigung im Amt befind-
lichen Personalräte der Norddeutschen Holz-Berufs-
genossenschaft und der Süddeutschen Holz-Berufs-
genossenschaft bleiben für ihren Bereich bis zu der 
nach dem Personalvertretungsgesetz durchzuführen-
den Wahl der Personalvertretung, längstens jedoch 
sechs Monate nach der Vereinigung, im Amt. 
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Artikel 4 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

Soweit die Beamten eines landesunmittelbaren 
Trägers der Rentenversicherung der Arbeiter bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes Körperschaftsbeamte 
sind, verbleibt es vorbehaltlich einer landesgesetz-
lichen Regelung (§ 1344 der Reichsversicherungsord-
nung) hierbei. 

§ 2 

Rechtsverordnungen, die auf Grund des § 17 des 
Selbstverwaltungsgesetzes in der bis zum Inkraft-
treten des Siebenten Gesetzes zur Änderung des 
Selbstverwaltungsgesetzes vom 3. August 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 845) gültig gewesenen Fassung 
erlassen worden sind, werden aufgehoben. 

§3 

Das Selbstverwaltungsgesetz sowie die zu seiner 
Änderung und Durchführung erlassenen Vorschriften 
gelten im Saarland in der im übrigen Bundesgebiet 
geltenden Fassung; entgegenstehende und inhalts-
gleiche Vorschriften treten außer Kraft. 

§4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts-
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er-
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 5 

(1) Es treten in Kraft 

a) Artikel 3 am 1. Januar 1975, 

b) die übrigen Vorschriften dieses Gesetzes am 
1. April 1973. 

(2) § 1 Abs. 4 Satz 1, § 2 Abs. 1 Buchstabe b, § 3 
Abs. 2 Satz 2, §§ 12, 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und 
Abs. 3, § 21 Satz 1 des Selbstverwaltungsgesetzes 
sind für die laufende Wahlperiode weiter in der bis-
herigen Fassung anzuwenden. 

(3) Die Ausnahme für die Gartenbau-Berufsgenos-
senschaft in § 4 a Abs. 3 des Selbstverwaltungsgeset-
zes gilt nicht für die laufende Wahlperiode. 
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Artikel 4 

Ü bergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

unverändert 

§ 2 

unverändert 

§3 

unverändert 

§ 4 

unverändert 

§5 

(1) Es treten in Kraft 

a) unverändert 

b) die übrigen Vorschriften dieses Gesetzes am  
Tage nach der Verkündung. 

(2) § 1 Abs. 4 Satz 1, § 2 Abs. 1 Buchstabe b, § 3 
Abs. 2 Satz 2, §§ 12, 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und 
Abs. 3, § 21 Satz 1 sowie § 23 des Selbstverwaltungs-
gesetzes, sind für die laufende Wahlperiode weiter 
in der bisherigen Fassung anzuwenden. 

(3) unverändert 




